
Allgemeine Geschäftsbedingungen für Verträge über den Verkauf und die Lieferung von Maschinen 

 
1. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen  

1.1. Für die Geschäftsbeziehung zwischen der MMB Maschinen, Montage & Betriebsmitteltechnik 
GmbH, Am Lindenkamp 17, 42549 Velbert (im Folgenden kurz "ANBIETER" genannt) und dem 
Empfänger der Leistungen (im Folgenden kurz "KUNDE" genannt, zusammen hier auch als „die 
Parteien“ bezeichnet), insbesondere für Verträge über den Verkauf und die Lieferung von (Son-
der-)Maschinen auf dem Gebiet der Automatisierungstechnik (kurz „WARE“ oder „WAREN“ ge-
nannt) und deren Wartung, sowie für alle sonstigen Verträge zwischen den Parteien, gelten 
diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen.   

1.2. Das Angebot des ANBIETERS richtet sich ausschließlich an Unternehmer (§ 14 BGB) bzw. an Ge-
werbetreibende.  

1.3. Widersprechende, abweichende oder ergänzende allgemeine Geschäftsbedingungen des KUN-
DEN werden nicht Vertragsbestandteil, es sei denn der ANBIETER stimmt deren Geltung aus-
drücklich zu. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten auch dann, wenn der ANBIETER 
in Kenntnis entgegenstehender oder von diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen abwei-
chenden Bedingungen des KUNDEN Leistungen vorbehaltlos ausführt.  

1.4. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen Leistungsbeziehun-
gen zwischen dem ANBIETER und dem KUNDEN (in Zusammenhang mit dem angebotenen Leis-
tungsgegenstand), ohne dass es einer ausdrücklichen Einbeziehung bedarf.  

1.5. Maßgeblich ist die jeweils vor Inanspruchnahme der Leistungen gültige Fassung der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des ANBIETERS. 

1.6. Sofern in den nachfolgenden Bestimmungen das generische Maskulinum verwendet wird, gilt 
dies einzig und allein aus Gründen der Einfachheit, ohne dass damit irgendeine Wertung ver-
bunden ist.  

 

2. Vertragsschluss  

2.1. Die vertragliche Grundlage ergibt sich aus der individuellen Absprache zwischen dem ANBIETER 
und dem KUNDEN (z.B. in Form eines Angebots oder eines Pflichten- bzw. Lastenheftes mit be-
sonderen Spezifikationen) sowie den vorliegenden Bedingungen.  

2.2. Angebote des ANBIETERS sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch, wenn der ANBIE-
TER dem KUNDEN Kataloge, technische Dokumentationen (z.B. Zeichnungen, Pläne, Kalkulatio-
nen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen, auch in elektronischer Form, überlässt. 

2.3. Die Präsentation der Leistungen auf der Webseite stellt kein bindendes Angebot des ANBIETERS 
auf Abschluss eines Kaufvertrags dar.  

2.4. Die Bestellung der WARE durch den KUNDEN gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich 
aus der Bestellung nichts anderes ergibt, ist der ANBIETER berechtigt, dieses Vertragsangebot 
innerhalb von 2 Wochen nach seinem Zugang (z.B. in Form einer Auftragsbestätigung) anzuneh-
men. 

2.5. Eigenschaften, Beschaffenheits- und Haltbarkeitsgarantien werden, soweit einschlägig, geson-
dert schriftlich vereinbart. 

 

 



3. Preise und Zahlungsbedingungen 

3.1. Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten die jeweils zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses aktuellen Preise zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer.  

3.2. Beim Versendungskauf trägt der KUNDE die Transportkosten ab Lager und die Kosten einer ggf. 
vom KUNDEN gewünschten Transportversicherung. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sons-
tige öffentliche Abgaben trägt der KUNDE. Transport- und alle sonstigen Verpackungen nach 
Maßgabe der Verpackungsverordnung werden Eigentum des KUNDEN.  

3.3. Alle durch den KUNDEN zu leistenden Zahlungen sind ab dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
fällig sowie zahlbar innerhalb von 14 Tagen. 

3.4. Der KUNDE kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen und/oder ein Zurückbehaltungsrecht 
hinsichtlich solcher Forderungen geltend machen, die unbestritten bzw. vom ANBIETER als be-
stehend anerkannt oder entscheidungsreif bzw. rechtskräftig festgestellt sind. 

3.5. Der ANBIETER ist berechtigt, wie auch auf Antrag des KUNDEN verpflichtet, die vertraglich ver-
einbarten Entgelte anzupassen, wenn Änderungen im Ausmaß von zumindest 5 % hinsichtlich 
(a) der Lohnkosten durch Gesetz, Verordnung, Kollektivvertrag, Betriebsvereinbarungen oder 
(b) anderer zur Leistungserbringung notwendiger Kostenfaktoren wie Materialkosten aufgrund 
von Empfehlungen der Paritätischen Kommissionen oder von Änderungen der nationalen bzw. 
Weltmarktpreise für Rohstoffe, Änderungen relevanter Wechselkurse, etc. seit Vertragsab-
schluss eingetreten sind. Die Anpassung erfolgt in dem Ausmaß, in dem sich die tatsächlichen 
Herstellungskosten im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gegenüber jenen im Zeitpunkt der tat-
sächlichen Leistungserbringung ändern, sofern der ANBIETER sich nicht in Verzug befindet. 

 

4. Fristen für Lieferungen; Verzug 

4.1. Die Einhaltung von Lieferfristen setzt den rechtzeitigen Eingang aller vom KUNDEN zu liefernden 
Unterlagen sowie die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen Ver-
pflichtungen durch den KUNDEN voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig er-
füllt, so verlängern sich die Fristen angemessen; dies gilt nicht, wenn der ANBIETER die Verzö-
gerung zu vertreten hat. 

4.2. Ist die Nichteinhaltung von Fristen auf (1) höhere Gewalt, (2) Virus- und sonstige Angriffe Dritter 
auf das IT-System des ANBIETERS, soweit diese trotz Einhaltung der bei Schutzmaßnahmen üb-
lichen Sorgfalt erfolgten oder (3) nicht rechtzeitige oder ordnungsgemäße Belieferung des AN-
BIETERS zurückzuführen, verlängern sich die Fristen angemessen. 

4.3. Schadensersatzansprüche des KUNDEN wegen Verzögerung der Lieferung sowie Schadenser-
satzansprüche statt der Leistung sind in allen Fällen verzögerter Lieferung, auch nach Ablauf 
einer dem ANBIETER etwa gesetzten Frist zur Lieferung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn 
und soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder wegen eines anderen in Ziffer. 10.2 aufgeführten 
Grundes (z.B. Verzug aufgrund der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht) gehaftet wird.  

4.4. Vom Vertrag kann der KUNDE im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen aufgrund der ent-
standenen Lieferverzögerung nur zurücktreten, soweit die Verzögerung der Lieferung vom AN-
BIETER zu vertreten ist. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des KUNDEN ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 

4.5. Der KUNDE ist verpflichtet, auf Verlangen des ANBIETERS innerhalb einer angemessenen Frist 
zu erklären, ob er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder auf die 
Lieferung besteht. 



4.6. Teillieferungen sind nur in den Fällen zulässig, soweit sie dem KUNDEN unter verständiger Wür-
digung des Sachverhalts und Berücksichtigung seiner schutzwürdigen Interessen zumutbar sind. 

4.7. Der ANBIETER übernimmt grundsätzlich kein Beschaffungsrisiko, auch nicht bei einem Kaufver-
trag über eine Gattungsware. Der ANBIETER ist nur zur Lieferung aus seinem Warenvorrat sowie 
aus der vom ANBIETER bei dessen Lieferanten bestellten Warenlieferung verpflichtet. Die Ver-
pflichtung des ANBIETERS zur Lieferung entfällt, wenn der ANBIETER trotz eines ordnungsgemäß 
kongruenten Deckungsgeschäfts nicht richtig bzw. rechtzeitig beliefert wurde und der ANBIETER 
die fehlende Verfügbarkeit nicht zu vertreten hat, den KUNDEN hierüber unverzüglich informiert 
hat sowie kein Beschaffungsrisiko übernommen hat.  

 

5. Gefahrübergang bei Lieferung 

5.1. Die Gefahr geht, auch bei kostenfreier Lieferung, auf den KUNDEN über, wenn sie zum Versand 
gebracht oder abgeholt worden ist. Auf Wunsch sowie Kosten des KUNDEN wird die Lieferung 
durch den ANBIETER gegen die üblichen Transportrisiken versichert. 

5.2. Im Falle der vereinbarten Aufstellung, der Montage oder des Einbaus der WARE geht die Gefahr 
bei Übernahme in den eigenen Betrieb oder sofern vereinbart nach erfolgreichem Probebetrieb 
über.  

5.3. Wenn der Versand oder die Zustellung aus vom KUNDEN zu vertretenden Gründen verzögert 
wird oder der KUNDE aus sonstigen Gründen in Annahmeverzug kommt, so geht die Gefahr auf 
den KUNDEN über. 

 

6. Eigentumsvorbehalt  

6.1. Der ANBIETER behält sich das Eigentum an den gelieferten Sachen bis zum vollständigen Aus-
gleich aller Forderungen aus der laufenden Geschäftsbeziehung vor. Dies gilt auch für alle zu-
künftigen Lieferungen, auch wenn der ANBIETER sich nicht stets ausdrücklich auf den Eigen-
tumsvorbehalt beruft sowie auf sämtliche Teillieferungen. Soweit der Wert aller Sicherungs-
rechte, die dem ANBIETER zustehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche um mehr als 20 % 
übersteigt, wird der ANBIETER auf Verlangen des KUNDEN einen entsprechenden Teil der Siche-
rungsrechte freigeben; dem ANBIETER steht die Wahl bei der Freigabe zwischen verschiedenen 
Sicherungsrechten zu.  

6.2. Der KUNDE ist zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware im normalen Geschäftsverkehr be-
rechtigt. Die Forderungen gegenüber dem Abnehmer aus der Weiterveräußerung der Vorbe-
haltsware tritt der KUNDE schon jetzt mit allen Nebenrechten – einschließlich etwaiger Saldo-
forderungen – sicherungshalber an den ANBIETER in Höhe des mit dem ANBIETER vereinbarten 
Faktura-Endbetrages (einschließlich Umsatzsteuer) ab, ohne dass es weiterer besonderer Erklä-
rungen bedarf.  

a) Dem KUNDEN ist es grundsätzlich gestattet, die Vorbehaltsware zu verarbeiten oder mit ande-
ren Gegenständen zu vermischen oder zu verbinden. Die Verarbeitung erfolgt in diesem Fall für 
den ANBIETER. Der KUNDE verwahrt die dabei entstehende neue Sache für den ANBIETER mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns. Die neue Sache gilt als Vorbehaltsware.  

b) Die Parteien sind sich bereits jetzt darüber einig, dass bei Verbindung oder Vermischung mit 
anderen, nicht dem ANBIETER gehörenden Gegenständen dem ANBIETER in jedem Fall Mitei-
gentum an der neuen Sache in Höhe des Anteils zusteht, der sich aus dem Verhältnis des Wertes 
der verbundenen oder vermischten Vorbehaltsware zum Wert der übrigen Ware zum Zeitpunkt 
der Verbindung oder Vermischung ergibt. Die neue Sache gilt insoweit als Vorbehaltsware. 



c) Die Regelung über die Forderungsabtretung nach Abs. 2 gilt auch für die neue Sache. Die Abtre-
tung gilt jedoch nur bis zur Höhe des Betrages, der dem vom ANBIETER in Rechnung gestellten 
Wert der verarbeiteten, verbundenen oder vermischten Vorbehaltsware entspricht.  

d) Verbindet der KUNDE die Vorbehaltsware mit Grundstücken oder beweglichen Sachen, so tritt 
er, ohne dass es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch seine Forderung, die ihm als 
Vergütung für die Verbindung zusteht, mit allen Nebenrechten sicherungshalber in Höhe des 
Verhältnisses des Wertes der verbundenen Vorbehaltsware zu den übrigen verbundenen Waren 
zum Zeitpunkt der Verbindung an den ANBIETER ab. 

6.3. Der KUNDE ist – bis auf Widerruf – zur Einziehung abgetretener Forderungen aus der Weiter-
veräußerung befugt. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes (insbesondere, aber nicht abschlie-
ßend Zahlungsverzug, Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Wechselpro-
test oder begründeten Anhaltspunkten für eine Überschuldung oder drohende Zahlungsunfä-
higkeit des KUNDEN), ist der ANBIETER berechtigt, die Einziehungsermächtigung des KUNDEN 
zu widerrufen. Außerdem kann der ANBIETER nach vorheriger Androhung unter Einhaltung ei-
ner angemessenen Frist die Sicherungsabtretung offenlegen, die abgetretenen Forderungen 
verwerten sowie die Offenlegung der Sicherungsabtretung durch den KUNDEN gegenüber dem 
KUNDEN verlangen. 

6.4. Der KUNDE hat den ANBIETER bei Pfändungen, Beschlagnahmen oder sonstigen Verfügungen 
oder Eingriffen Dritter an der Vorbehaltsware unverzüglich zu informieren.  

6.5. Bei Pflichtverletzungen des KUNDEN, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der ANBIETER nach 
erfolglosem Ablauf einer dem KUNDEN gesetzten angemessenen Frist zur Leistung neben der 
Rücknahme auch zum Rücktritt berechtigt; die gesetzlichen Bestimmungen über die Entbehr-
lichkeit einer Fristsetzung bleiben unberührt. Der KUNDE ist zur Herausgabe verpflichtet. In der 
Rücknahme bzw. der Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes oder der Pfändung der Vor-
behaltsware durch den ANBIETER liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, der ANBIETER 
hätte dies ausdrücklich erklärt. 

 

7. Gewährleistung 

7.1. Für Sachmängel betreffend den Verkauf neuer WAREN oder Teile von WAREN haftet der ANBIE-
TER ausschließlich nach den nachfolgenden Regelungen 

7.2. Die jeweiligen Teile, die einen Sachmangel aufweisen, sind nach Wahl des ANBIETERS unentgelt-
lich nachzubessern, neu zu liefern oder neu zu erbringen, soweit und sofern die Ursache des 
Mangels bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. Ersetzte Teile werden Eigentum des 
ANBIETERS. 

7.3. Mängelrügen haben schriftlich zu erfolgen. 

7.4. Ansprüche auf Nacherfüllung verjähren in 12 Monaten ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn; 
entsprechendes gilt für Rücktritt und Minderung. Diese Frist gilt nicht soweit das Gesetz längere 
Fristen vorschreibt, bei Vorsatz, bei arglistigem Verschweigen des Mangels, sowie bei Nichtein-
haltung einer Beschaffenheitsgarantie. Aufwendungsersatzansprüche des KUNDEN gemäß § 
445a BGB (Rückgriff des Verkäufers) verjähren ebenfalls in 12 Monaten ab gesetzlichem Verjäh-
rungsbeginn. Die gesetzlichen Regelungen über Ablaufhemmung, Hemmung und Neubeginn der 
Fristen bleiben unberührt. 

7.5. Als Beschaffenheit der WARE gelten nur die eigenen Angaben des ANBIETERS und die Produkt-
beschreibung des Herstellers als vereinbart, nicht jedoch sonstige Werbung, öffentliche Anprei-
sungen und Äußerungen des Herstellers. 

7.6. Der KUNDE ist verpflichtet, die WARE unverzüglich nach ihrer Lieferung hinsichtlich aller in Be-
tracht kommenden und erkennbaren Mängel (sowohl bzgl. der Beschaffenheit als auch der 



Menge) zu untersuchen und den ANBIETER unverzüglich schriftlich über das Vorliegen eines ent-
sprechenden Mangels zu informieren. Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, ist der ANBIETER be-
rechtigt, die ihm entstandenen Aufwendungen vom KUNDEN ersetzt zu verlangen. 

7.7. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Be-
schaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnut-
zung oder Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Be-
handlung, übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel oder die aufgrund beson-
derer äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind, sowie bei 
nicht reproduzierbaren Softwarefehlern. Werden vom KUNDEN oder von Dritten unsachgemäß 
Änderungen, Ein-/Ausbau- oder Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, so bestehen für diese 
und die daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 

7.8. Schäden, die auf eine nicht rechtzeitige Meldung zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorliegen-
der Mängel zurückzuführen sind, sind vom KUNDEN zu tragen. 

7.9. Ansprüche des KUNDEN wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen 
sind insoweit ausgeschlossen, als die Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der Lie-
ferung nachträglich an einen anderen Ort als die Niederlassung des KUNDEN verbracht worden 
ist, es sei denn, die Verbringung entspricht seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch. Dies gilt 
entsprechend für Aufwendungsersatzansprüche des KUNDEN gemäß § 445a BGB (Rückgriff des 
Verkäufers), vorausgesetzt der letzte Vertrag in der Lieferkette ist kein Verbrauchsgüterkauf.  

7.10. Rückgriffsansprüche des KUNDEN gegen dem ANBIETER gemäß § 445a BGB (Rückgriff des Ver-
käufers) bestehen nur insoweit, als der KUNDE mit seinem Abnehmer keine über die gesetzli-
chen Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. 

7.11. Schadensersatzansprüche des KUNDEN wegen eines Sachmangels sind ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht bei arglistigem Verschweigen des Mangels, bei Nichteinhaltung einer Beschaffenheitsga-
rantie, bei Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und bei einer vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des ANBIETERS (oder eines seiner Erfüllungsgehilfen 
und/oder gesetzlichen Vertreter). Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des KUNDEN ist 
mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. Weitergehende oder andere als in dieser 
Ziff. 7.  geregelten Ansprüche des KUNDEN wegen eines Sachmangels sind ausgeschlossen. 

7.12. Im Übrigen bleibt die gesetzliche Gewährleistung unberührt.  

 

8. Sonstige Schadensersatzansprüche 

8.1. Soweit nicht anderweitig in diesen Bedingungen geregelt, sind Schadensersatzansprüche des 
KUNDEN, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung von Pflichten aus 
dem Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung, ausgeschlossen. 

8.2. Dies gilt nicht, soweit nach dem Produkthaftungsgesetz gehaftet wird, bei Vorsatz, bei grober 
Fahrlässigkeit, bei Arglist, bei Nichteinhaltung einer übernommenen Garantie, wegen der 
schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder wegen der schuld-
haften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Wesentliche Vertragspflichten sind solche 
Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Vertragsdurchführung erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der KUNDE deshalb regelmäßig vertrauen darf. Der Schadensersatzanspruch 
für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist auf den vertragstypischen, vorhersehbaren 
Schaden begrenzt, soweit nicht ein anderer der vorgenannten Fälle vorliegt.  

8.3. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des KUNDEN ist mit den vorstehenden Regelungen 
nicht verbunden. 

 



9. Datenschutz, Geheimhaltung  

9.1. Die Verarbeitung personenbezogener Daten zur Erfüllung der vertraglich vereinbarten Leistun-
gen erfolgt gemäß den nationalen, wie europäischen Datenschutzgesetzen. Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten zur Geschäftsabwicklung erfolgt auf Grundlage von Art. 6 lit. b DS-
GVO. Jenseits dessen erfolgt keine Weitergabe von Daten an Dritte. Im Übrigen verweist der 
ANBIETER auf seine Datenschutzerklärung in der jeweils gültigen Fassung abrufbar unter: 
https://www.mmb-velbert.de 

9.2. Die Parteien verpflichten sich, die ihnen im Rahmen der Vertragsdurchführung bekannt gewor-
denen und nicht offenkundigen oder allgemein zugänglichen Informationen oder Unterlagen 
aus dem Bereich der anderen Partei vertraulich zu behandeln. Diese Geheimhaltungspflicht be-
steht auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses fort.  

 

10. Nutzungsrechte, Referenznutzung  

10.1. Die WAREN im Leistungsangebot des ANBIETERS sind in der Regel markenrechtlich geschützt. 
Jeglicher Eingriff in die geschützten Rechte des Geistigen Eigentums sind unzulässig und werden 
vom jeweiligen Rechteinhaber verfolgt. Der KUNDE stellt den ANBIETER von etwaigen Ansprü-
chen Dritter gegen den ANBIETER frei, die aus der Verletzung der Geistigen Eigentumsrechte 
durch eine unerlaubte Handlung des KUNDEN resultieren können. 

10.2. Der KUNDE gestattet dem ANBIETER, die vertragliche Zusammenarbeit zum Zwecke der (Eigen-
)Werbung, insbesondere z.B. auf der Website und/oder in sozialen Netzwerkprofilen des ANBIE-
TERS („Testimonial-Nutzung“) zu erwähnen. 

10.3. Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird dem KUNDEN ein nicht ausschließliches 
Recht eingeräumt, die gelieferte Software einschließlich ihrer Dokumentation zu nutzen. Sie 
wird zur Verwendung auf dem dafür bestimmten Liefergegenstand überlassen. Eine Nutzung 
der Software auf mehr als einem System wird untersagt. Der KUNDE darf die Software nur in 
gesetzlich zulässigem Umfang (§§ 69a ff. UrhG) vervielfältigen, überarbeiten, übersetzen oder 
von dem Objektcode in den Quellcode umwandeln. Eine Änderung des Quellcodes führt zum 
vollständigen Entfallen sämtlicher Gewährleistungsrechte. Der KUNDE verpflichtet sich, Herstel-
lerangaben – insbesondere Copyright Vermerke – nicht zu entfernen oder ohne ausdrückliche 
Zustimmung des ANBIETERS zu verändern. Alle sonstigen Rechte an der Software und den Do-
kumentationen einschließlich der Kopien verbleiben bei dem ANBIETER bzw. dem Softwarelie-
feranten. Die Vergabe von Unterlizenzen ist nicht zulässig.  

 

11. Widerrufsrecht 

Der ANBIETER schließt ausschließlich mit Unternehmern im Sinne von § 14 BGB Verträge, so 
dass ein gesetzliches Widerrufsrecht nicht besteht. 

 

12. Allgemeine Bestimmungen  

12.1. Erfüllungsort für alle Ansprüche aus der Geschäftsbeziehung der Parteien ist, soweit gesetzlich 
zulässig, der Geschäftssitz des ANBIETERS in Velbert. Ausschließlicher Gerichtsstand für Streitig-
keiten mit Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen aus Verträgen ist Wuppertal. 

12.2. Auf alle Streitigkeiten findet, unabhängig vom rechtlichen Grund, ausschließlich das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG). 



12.3. Bei Bedarf werden von den Parteien schriftlich vereinbarte zusätzliche oder alternative Bestim-
mungen zu der Vereinbarung ab dem Zeitpunkt ihrer Unterzeichnung als Teil der Vereinbarung 
betrachtet. 

12.4. Durch eine etwaige Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen dieser Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieser Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Klauseln gilt dasjenige vereinbart, 
was dem wirtschaftlich Gewollten in rechtlich zulässiger Weise am nächsten steht. Dies gilt auch 
für die ergänzende Vertragsauslegung. 

 

Stand: Dezember 2022 
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